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G?, *

Nur von der Entschädigungsbehörde auszufüllen:

(Eingangssiempsl)

Vor Ausfüllung Anleitung lesen!

In Maschinen- oder Blockschrift ausfiillen!

Nichtzutreffendes streichen! mit Anlagen

Ejmptaigsbestätigun^erteilt am Z6.MRZ.1965/

in den vorigen Stand

auf Grund des Bundesgesetzes zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen V erfolgung (Bundesentschädigungs­
gesetz — BEG) vom 29. Juni 1956 (BGBL 1 S- 559)

„ federfuehrendBereditigte(r) ------------------------------------
1. Name: ....1„...Annie ...Rau,

Vornamen: ... . ....... ...................... ,......
Geburtstag und -ort (Kreis, Land):

1. 3o. 1. 19o6
.... 2/...4,..

2. Qiga Frank geb- B.uxba.um

....................... Jetziger Wohnort / Sitz (Kreis, Land); 9ÖÖ48
1. 72oo Hollywood..B1yd.,...Ho 1 lywood,...Cali f.
2 65 East..9.6.th.. Str...New . York. 2.8,...NU . ¥

(Straße und Haus-Nr.) USA
Familienstand:-Le* / verh. / verw--/-gesch. J. und 2 A

Anzahl der Kinder:... 1..~..1J
Staatsangehörigkeit: fintiere: 1. TGCh^er........................... -... s...

bexde deutsch
“ Erlernter Beruf: .......Lt.. Q.^bhopaedin,...2 .„DXi.. j.bb.

Alter der Kinder: ...S.o.hn.. .... 1.........3..7.. J.a.h.re..r...2.*.....2,6.. Jahre.
jetzige: „„1

2
deutsche...........
amerikanische

Jetzige berufliche Tätigkeit: ..X.«.. .O.rthopa.e.diXl.,.. 2..»... S. chrif.tS.t.C.Ue.r............. ................. .....
3. Sind Sie selbst verfolgt worden? ja/nein

Wenn ja:
Aus Gründen der politischen Gegnerschaft gegen den Nationalsozialismus oder aus Gründen der Rasse oder des
Glaubens oder der Weltanschauung?

4. Leiten Sie Ihre Ansprüche aus der Verfolgung eines anderen ab?
Ihr Familien- oder .Rechtsverhältnis zum Verfolgten:
.......nach..uas.exeM.Qn^ .. D.r.....Hans....B.uxbaum.,.

ja-fuef»

II. Verfolgte(r)
(Nur auszufüllen, wenn Berechtigte(r) [s. Abschnitt A 1,1] Ansprüche -aus der Verfolgung eines anderen [s. Abschnitt
A I. 4] ableitet)
1.Name: .................P r...B.. u_ x b..a.. u m

Vornamen: ....... ...................................................
Geburtstag und -ort (Kreis, Land):

lo.JS-,-12. 1894

■ f

......

Hamburg
Letzter Wohnort / Sitz (Kreis, Land)

gestorben am: „ 
in (Kreis, Land)

194 7.z.. 2 4 ......Juni (Straße und Haus-Nr.)

.London /. England
Staatsangehörigkeit: frühere: ......deutsche .. letzte: .. englische

A

I

c D E F

2. Beruf
Erlernter Beruf: .JDX.i.. j.UX«..D.r-.. .d.e.r...Germanistik.,..Beruf;....Regisseur, und
Letzte berufliche Tätigkeit: Regisseur,.. Dramatwg.....u....Schri.f.tstell&Eama^^

3, Verfolgt aus Gründen der Gegnerschaft gegen den Nationalsozialismus oder aus Gründen der Rasse oder des Glau­
bens oder der Weltanschauung?

aus rassische Gruenden



über die Person des(r) Berechtigten und des(r) Verfolgten:

l.I m Falle einer Mitgliedschaft bei der NSDAP oder 
einer ihrer Gliederungen:
a) Mitgliedschaft bei der NSDAP:
b) Mitgliedschaft bei Gliederungen der NSDAP:

bei welchen?

2. a) Rechtskräftige Verurteilung nach dem 8. Mal 1945 
zu Zuchthausstrafe von mehr als drei Jahren:

b) Rechtskräftige Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte nach dem 8. Mai 1945:

3. a) Wohnsitz od. dauernder Aufenthalt (Kreis, Land) 
am 31. Dezember 1952:

b) Letzter Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt 
(Kreis, Land), wenn vor dem 31. Dezember 1952 
verstorben, ausgewandert, deportiert oder aus­
gewiesen:

c) Bei Heimkehrern:
Erstmaliger Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt 
(Kreis, Land) im Geltungsbereich des BEG nach 
der Heimkehr:

d) Bei Vertriebenen:
Erstmaliger Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt 
(Kreis, Land) im Geltungsbereich des BEG nach 
der Heimkehr: *

e) Bei Sowjetzonenfiüchtlingen:
Erstmaliger Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt 
(Kreis, Land) im Geltungsbereich des BEG nach 
der Flucht:

f) Bei Aufenthalt in einem DP-Lager am 1. Januar 
1947: In welchem Lager (Kreis, Land)?

Wohin nach dem 31. Dez. 1946 ausgewandert?

Deutsche Staatsangehörigkeit erworben am:

4. Nur auBzufünen von Angehörigen der besonderen 
Gruppen von Verfolgten und deren Hinterbliebenen,
a) Bei Verfolgten aus den Vertreibungsgebieten:

Zeitpunkt der Auswanderung aus dem Vertrei- 
bungsgebiet: Von wo? Wohin?

b) Bei Staatenlosen oder Flüchtlingen un Sinne der 
Genier Konvention:
Betreuung durch welchen Staat oder / und welche 
zwischenstaatliche Organisationen?

0 Geschädigt aus Gründen der Nationalität?
ja / nein



AM'IV. Entschädigungsansprüche werden angcmeldet für: (Nichtzutreffendes ist zu streichen)

1. Schaden an Leben
(wenn der Verfolgte durch nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen getötet oder an den Folgen solcher 

Maßnahmen verstorben ist)
2. Schaden an Körper und Gesundheit
3, Schaden an Freiheit

durch Freiheitsentziehung oder Freiheitsbeschränkung
4. Schaden an Eigentum (§§ 51—55, 146)
5, Schaden an Vermögen (§§ 56—58, 146)
6. Schaden durch Zahlung von Sonderabgaben, Geldstrafen, Bußen und Kosten (§§ 59—63, 153)
7. Schaden im beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen (§§ 64—137)

a) im beruflichen Fortkommen (§§ 65—125)
b) im wirtschaftlichen Fortkommen (§§ 127—137)

8. Rückwanderer (Soforthilfe, § 141)

ja /

ja / 
ja/aei-R-

Xjjf^nein
. Erklärung über anderweitig gestellte Wiedergutmachungsanträge und über die im Hinblick auf die Verfolgung durch 

den Nationalsozialismus erhaltenen Leistungen. (Reicht der Platz nicht aus, sind entsprechende Ausführungen auf 
besonderer Anlage zu machen.)
1. Wurden für die unter Abschnitt A I und II bezeichneten Personen wegen der angegebenen Verfol­

gungsgründe bereits Entschädigung»- oder Schadensersatzansprüche geltend gemacht? ja / nein

Bei welchen Stellen im In- und Ausland (Behörden, 
Organisationen, Firmen, Privatpersonen)? Wann ? Aktenzeichen

entfaellt

•

-

Sind über diese Anträge bereits Entscheidungen ergangen oder Vergleiche abgeschlossen worden?
Von oder vor welcher Stelle? Aktenzeichen?

ja / nein

Wegen welcher Vennögensgegenstände?

Von welchen Stellen? KMArt der Leistungen: DM

Von welchen Stellen im In- und Ausland haben die unter Abschnitt A ,1 und II bezeichneten Personen Geld- oder 
Sachleistungen erhalten (z. B. Behörden, Organisationen, Firmen, Privatpersonen)?

Wann ?

entfaellt ..... . ............ ............

... .............. ............ ....... ......... —............ 1 ........... — 1

ja / nein
2. Wurden für die unter Abschnitt A I und II bezeichneten Personen Rückerstattungsansprüche geltend 

gemacht?

Bei welchen Stellen? Aktenzeichen

Sind über diese Anträge bereits Entscheidungen ergangen oder Vergleiche abgeschlossen worden? 
Von oder vor welcher Stelle? Aktenzeichen?

ja / nein

Welche Wiedergutmachungsleistungen (Rechte, Sachwerte. Geld) haben die unter Abschnitt A I und II bezeichneten 
Personen im Rückerstattungs verfahren erhalten?

Art der Leistungen: Von welchen Stellen?

Sind Ansprüche nach Art. 44 Abs. 3 US-REG bzw. Art. 36 Abs. 3 Br-REG bzw. Art 37 Abs. 3 Berl.-REAO oder in 
einem Rückerstattungsverfahren nach der VO Nr. 120 der französischen Mil.-Reg. an Rückerstattungspfiiehtlge ab­
getreten worden? ja / nein



1.
2.

3.

Dem Antrag sollen beigefügt werden:
Eine Schilderung des Vcrfolgungsvorgangcs unter Angabe der Tatsachen, die zur Verfolgung geführt haben 
Äine Erläuterung der Schadensfälle und der Höhe der erlittenen Schäden sowie Angaben über die Art der beanspruch I 
Entsehädigungslcist ungen I
Beweismittel (Originale, beglaubigte Abschriften oder beglaubigte Fotokopien)

Zum Beispiel: Aufenthaltsbcscheinigungcn, Geburts-, Sterbe- und Heiratsurkunden sowie Erbnachweise h, | 
der Berechtigte nicht, der Verfolgte ist), Nachweis der Eigenschaft als Heimkehrer, Vertriebener, Sowjetzonenfi, 1 
ling, heimatloser Ausländer oder politischer Flüchtling, Nachweis der Aufhebung oder Änderung einer strah I 
richtlichen Verurteilung sowie sonstige dem Beweis der Ansprüche dienende Unterlagen.

Folgende Beweismittel ,

wurden bereits an
(Behörde)

(Gericht)

zu

(Aktenzeichen)
............... -Verfahren eingereh

*
Ich versichere, daß die vorstehenden und in den beigefügten Anlagen enthaltenen Angaben richtig sind. Mir ist bekam', 1 
daß nach § 7 des Gesetzes dei' Anspruch auf Entschädigung ganz oder teilweise versagt werden kann, wenn der Berechtig? I 
sich, um Entschädigung zu erlangen, vor oder nach Inkrafttreten des Gesetzes unlauterer Mittel bedient oder wissentliti 
oder grobfahrlässig unrichtige oder irreführende Angaben über Grund oder Höhe des Schadens gemacht, veranlaßt oder | 
zugelassen hat.
Nachträgliche Veränderungen, die sich auf diesen Antrag beziehen, werde ich der Entschädigungsbehörde bzw. dem Ent- 11 
sdiädigungsgericht unverzüglich anzeigen.

Ich hatte mich wiederholt erkundigt, wo mir der Bescheid zuteil wurde, 
dass ich nicht berechtigt sei, Ansprueche zu stellen. Diese Auskunft 
war jedoch falsch, so dass ich bitte, mich nunmehr in den frueheren 
Stand einzusetzen.

Federfuehrend;

Mrs. Annie Rau 
72oo Hollywood Blvd. 
Apt. 2o7
Hollywood, Calif. 9oo48



1012 94/4 Hamburg, den 2. April 1965 
Hu/mo

Dr.Han s BUXBAUM

HS 4

Die Erben nach Dr. Hans BUXBAUM,

seine Nichten : Annie Rau und )Erbschein lieg
Olga Frank geb. Buxbaum)nicht vor, 

machen erstmalig mit am 26.März 1965 eingegangenen Formular- 
Antrag Ansprüche nach ihrem Onkel geltend und beantragen 
gleichzeitig Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (s.letzten 
Absatz, letzte Seite des Antragsformulars).
Vorausgegangen ist lediglich die Anfrage Bl. 4 vom. 28.12.64, 
die mit Schreiben Bl. 5 beantwortet wurde. Weiter liegt eine 
Anfrage der GED vom 20.7.60 vor (Bl.1-3).

Die Antragsfrist ist versäumt. Der wiedereinsetzungsantrag 
müßte m.E. abgelehnt werden.
Bitte um Entscheidung, ob die 
gesetzes zurückgestellt oder

Sache bis zum Erlaß des Schluß- 
R 4 vorgelegt werden soll.

(Hunderlage) 87^4



- Akte -

FREIE UND HANSESTADT
ABSEITS- UND Sozialbehörde

HAMBURG
OtT FÜR WIEDERGUTMACHUNG

Sprechzeit:
montags von 8-15 Uhr

fJRNSPRECHER: 34 IO 16 1
fEHÖRDENNETZ: 23 ( App- ?

WG 4 -1012 94/4
»s.....D-r»Ha-n« -.B-uxbawa -Erben

(Bei Beantwortung bitte angebeu) Hamburg, den 14.Oktober 1965 
Fr/f y.

In der Entschädigungssache

1 .) der Frau Annie Rau , geboren 50.1.1906,
wohnhaft: 7200 Hollywood Blvd., Hollywood, Calif.90046 USA.,

2 .) der Frau Olga Frank geb. Buxbaum, geboren 4.5-1910, 
wohnhaft: 65 East 96th Str., New York 28, N.Y. - USA.,

nach Dr. Hans B u x b a u m, geboren 10.12.1894, gestorben 24.6.47,

Arbeit» - und
ergeht durch die Sozialbehörde — Amt für Wiedergutmachung — der Freien und Hansestadt Hamburg 

auf Grund des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) — BGBl. 1956 1 S. 559 — i.V. m. d. Durchführungs­

verordnungen zum BEG

folgender

Bescheid;

I.

Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den v origen Stand wird abgelehnt.

II.

Ler Antrag auf Entschädigung wird als unzulässig zurückgewiesen.

Mitsmittelbelehrung:
iweit durch diesen Bescheid der Anspruch abgelehnt worden ist oder der Berechtigte anderweitig beschwert ist, kann dieser inner- 
Mb einer Frist von drei Monaten gegen die Freie und Hansestadt Hamburg, vertreten durch die Sozialbehörde — Amt für Wieder- 
Mmadiung vor der Entschädigungskammer des Landgerichts Hamburg, Hamburg 11, Zippelhaus 5, Hths., schriftlich (möglichst 
^eifadh) Klage erheben.
%hnt der Antragsteller im außereuropäischen Ausland, so tritt an Stelle der Frist von 3 Monaten eine Frist von 6 Monaten. Die 
Fristen nadi Absatz 1 und 2 sind Notfristen; sic beginnen mit der Zustellung dieses Bescheides.
Dit Klageschrift muß enthalten: 1) Die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts,

2) die bestimmte Angabe des Gegenstandes und des Grundes des erhobenen Anspruchs sowie einen 
bestimmten Antrag {§ 253 ZPO)

Bn.wi.ta- irt'1**',2' A^iungen on Finonxbehörde (Landsshauptkassel für Amt für Wiedergutmachung
Bankkto.. Hamburgische Landesbank - Girozentrale-, Kto. 300 . Postscheckkto.: Hamburg 5000 ■ Kassenstunden: montags bis freitags 8-13 Uhr

- ü



2.Blatt zwn Bescheid vom 14.Oktober 1965
WO -1 - 1012 94/4 - Dr.Hans Buxbaum Orben

Gründe :

Die Antragstellerin zu 1) Brau Annie Rau hat zugleich im 
Namen der Antragstellerin zu 2) Frau ülga Frank mit Formular- 
antrag vom 23.3.1965 - beim Amt eingegangen am 26.3.1965 - 
Ansprüche auf Grund des BEG nach ihrem Onkel Dr.Hans Buxbaum 
für Schaden geltend gemacht, den dieser an Körper oder Gesund­
heit, Freiheit, Eigentum und Vermögen, durch Zahlung von 
Sonderabgaben sowie im beruflichen und wirtschaftlichen Fort­
kommen erlitten habe.
Hinsichtlich der Versäumung der Antragsfrist begehrt die 
Antragstellerin zu 1) Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
und trägt dazu vor, durch eine falsche Auskunft an der recht­
zeitigen Geltendmachung gehindert worden zu sein. Sie habe 
sich wiederholt persönlich sowohl im Jahre 1953 als auch noch­
mals im Jahre 1956 bei der deutschen diplomatischen Vertretung 
in Havanna erkundigt und von einem dortigen Bediensteten die 
Auskunft erhalten, nicht anspruchsberechtigt zu sein. Ben 
Namen dieses Beamten kenne sie nicht, her Umstand jedoch, 
dass sie in eigener Sache form- und fristgerecht. Ansprüche 
angemeldet habe, sei als Indiz dafür zu werten, dass sie in 
Sachen des Onkels eine negative Auskunft erhalten hätte; 
andernfalls hätte sie diese Ansprüche gleichfalls geltend ge­
macht. - Auf den Akteninhalt wird Bezug genommen.
Nie Anträge sind unbegründet.

Die Antragstellerin zu 1) hat nicht glaubhaft gemacht, ohne 
ihr Verschulden verhindert gewesen zu sein, die am 1.4.1958 
abgelaufene Antragsfrist einzuhalten. Für das Vorbringen, 
durch eine falsche Auskunft einer amtlichen Stelle an der 
rechtzeitigen Antragstellung gehindert worden zu sein, ist 
die Antragstellerin beweispflichtig. Sie vermag jedoch nicht 
anzugeben, welche Person ihr eine falsche Auskunft erteilt 
hat, so dass dem Amt die Möglichkeit einer Überprüfung ge­
nommen ist.
Es muss bezweifelt werden, dass die Antragstellerin von einem 
Angehörigen der diplomatischen Vertretung der Bundesrepublik 
in Havanna die Auskunft übei' eine fehlende Anspruchsberechti­
gung erhalten hat, denn das deutsche Behördenpersonal ist an­
gewiesen, Fragesteller im Zweifelsfalle an die fachlich zu­
ständige Stelle, in diesem Falle an die Entschädigungsbehörde 
zu verweisen. Lie Zweifel werden durch das Vorbringen der 
Antragstellerin verstärkt, sie habe in ihrer eigenen Sache 
form- und fristgerecht Ansprüche angemeldet. Durch Einsicht­
nahme in ihre beim Bayerischen Landesentschädigungsamt geführ­
ten Akte hat sich ihr Vortrag als unrichtig herausgestellt; 
denn die Antragstellerin hat erstmalig eigene BEG-Ansprüche 
mit Antrag vom 8.7.1960 - eingegangen am 16.8.1960 - geltend 
gemacht und im Verfahren über ihren Schaden an Körper und Ge­
sundheit sogar hilfsweise Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragt. ' &



j .Blatt zum Bescheid vom 14.Oktober 1965
WG 4 - 1012 94/4 - Dr.Hans Birxbaum Erben

Es muss zusammenfassend festgestellt werden, dass die 
Antragstellerin zu 1) nicht dargelegt hat, ohne Verschulden 
an der Währung der Antragsfrist verhindert gewesen zu sein.

Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand muss 
daher gem.§ 189 (5) BEG abgelehnt werden.

Der Antrag auf Entschädigung ist verspätet eingereicht worden 
und folglich als unzulässig zurückzuweisen.
Bei diesem Ergebnis bedarf es keiner Prüfung der übrigen 
Anspruchsvoraussetzungen einschliesslich der Erbeslegitimationo

Eegieru

Im ftrage

icke
soberInspektor



Annie Rau
7200 Hollywood Blvd.

'Hollywood, Calif. 90046 
USA 24. Febr. 1967

Ä4,

An das
Amt fuer Wiedergutmachung 
Freie Hande Stadt Hamburg
2 H a m b u r 
Drehbahn 54 
Germany

'Betr
Az .:

Uaine Entschaedigungssache 
WG 6 - 1012 94/16 I1 üC

Wi-Kc(e.

9

lo’/i /Oo cvx

\ Sehr geehrte Herren,

in vorbezeichneter Sache verweise ich auf das neue 1

ScSlussgesetz, wonach eine ganze Reihe von Anmeldunge*Jk

bis s^aetestens

\ 31. Maerz 1967

getaetigf werden muss, um die gesetzlichen Fristen zu 

wahren. Ich ueberlasse Ihnen nunmehr in der Anlage die

- nach dem Gesetze notwendigen Anmeldungen, wobei mir als

Laie nicht zugemutet werden kann, die feinen Nuancen

des Gesetzes einzubalten, so dass ich die saemtlichen 

Anmeldungen vornehme, um keine Fristen zu versaeumen. 

Es handelt sich hierbei um alle die neuen Anmeldungen,

die durch die wesentlichen Aenderungen des Gesetzes 
hervorgerufen wurden. 

Ich wiederhole daher:

1. die alten Anmeldungen, soweit sie von Ihnen noch.,nicht



behandelt und erledigt w.rdcn,

2. saemtliche neuen Anmeldungen, die ich in der Anlage 

vorlege.

Hierbei moechte ich insbesondere noch auf folgende Tat­

sachen hinweisen:

Verfolgte, welche die Antrag sfi-i st des # 189 versaeumt 

haben, muessen ganz abgesehen davon, dass wie in meinem 

Palle, die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach 

# 189 begruendet ist, ueber # 171 beruecksichtigt werden 

nachdem meine Ansprueche als solche eindeutig im Sinne 

der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes begruendet 

sind und deren Befriedigung allein an der Versaeumung 

der Antragsfrist scheitert. Der Bundesgerichtshof hat 

in seiner Rechtsprechung wiederholt festgestellt, dass 

sich der Staat bei Ansoruechen sozialen Charakters aus . 

allgemeinen Rechtsgruenden nicht auf die Versaeumung 

der Antragsfrist berufen kann.

Der BGH geht mit Recht davon aus, dass das Recht, das 

den Ausgleich von Schaden an Leib und Leben, an Freiheit 
t

Eigentum und Vermoeoen, im beruflichen und wirtschaft- 

li eben-Fortkommen, zum Inhalt hat, kurzum das Wieder« 

^tmachungsrecht {.öffentliches Recht darstellt.

Fuer dieses Recht ist charakteristisch, dass seine 

Normen im Zweifel zwingender Natur sind und nicht zur. 

Disposition der Betroffenen urd Beteiligten 
steht. 11



Ich bitJ-o daher meine tn Iscbaedigung sonsorueche in 

diesem Sinne zu entscheiden.



Jrfrr-rrrache-Sie auf den Fristablauf zur Antrag Stellung am 

30. September 1966 aufmerksam.

"Das Zweite Gesetz zur Aenderung des Bundesentschaedigunas— 

Gesetzes vom 14. 9. 1965 (BGBl. I S. 1315) - Schlussgesetz -, 

das im Mitteilungsblatt des Beirats fuer Wiedergutmachung ver- 

oeffentlieht wurde, hat nicht unbeachtliche Verbesserungen 

gebracht und gibt jedem Entschaedigungsberechtigten Veran­

lassung, seine bisherigen Bescheide, Vergleiche und gericht­

lichen Entscheidungen zu ueberpruefen und evtl, eine Anmeldung 

weitergehender Ansprueche vorzunehmen. Nachstehend geben wir 

nochmals bekannt, welche Verbesserungen vorgesehen sind, ohne 

dass diese Aufstellung fuer sich in Anspruch nimmt, aus­

schliesslich vnd vollstaendig zu sein.

Nahe Familienangehoerige (Ehegatten, Kinder) eines Verfolgten 

gelten nunmehr als Verfolgte, wenn sie von NS-Gewaltmassnahmen. 

mitbetroffen und hierdurch geschaedigt worden sind.

NS-Verfolgte, die aus der sowjetischen Besatzungszone bis 

31.12.1964 zugezogen sind, koennen Ent schaediqungsan^prueche^_„ 

geltend machen.

Verfolgte, die, ohne deutsche Staatsangehoerige zu sein, 
(

in das Land.ihrer Staatsangehoerigkeit vom Deutschen Reich

- 2 -



- 2 -

aus Au&gewandert -sind,koennen Entschaedigungsansprueche 

geltend machen,

'Verfolgte aus dem Gebiet der Freien Stadt Danzig werden 

dem Verfolgten aus dem ehemaligen Reichsgebiet nach dem 

Stande vom 31.12.1937 gleichgestellt.

Eine zwangsweise-Ueberbringung eines Deportierten in das 

Reichsgebiet steht einem Entschaedigungsanspruch nicht ent­

gegen. Eine nicht wiederverheiratete Witwe eines Verfolgten 

hat als Erbin auch dann Entschaedigungsansprueche, wenn ihr 

Ehemann vor dem 31.12.1952 ausserhalb des Geltungsbereichs 

des BEG verstorben ist, jedoch seinen letzten Wohnsitz oder 

dauernden Aufenthalt im Reichsgebiet nach dem Stande vom 

31.12.1937hatte.

Verfolgte, die mindestens ein Jahr in KZ-Lager-Haft waren 

und in ihrer Erwerbsfaehigkeit um mindestens 25 % gemindert 

sind, haben Anspruch auf Rente, allerdings nicht auf Kapital- 

entschaedigung und auf ein Heilverfahren, 

Bei Ablehnung von Anspruechen mit der Begruendung, dass sie 

auch ohne Verfolgung entstanden waeren, kann erneut angemeldet 

werden, da die Entschaedigungsbehoerde nunmehr darlegen muss, 

dass der Schaden mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich­

keit auch ohne Verfolgung eingetreten waere. Ist ein Verfolgter, 

der wegen Schadens an Koerper oder Gesundheit eine Rente wegen 

einer verfolgungsbedingten MdE von 70 % bezogen hat, nicht 

an deh Folgen dieser Gesundheitsschaedigung verstorben, so 

stehen der Witwe und den Kindern eine Beihilfe in Hoehe von
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2/3 der eigentlichen Rente zu. Eine Witwe eines Verfolgten, 

hervor 4er Verfolgung seinen Wohnsitz im Reichsgebiet nach 

dem Stande vom 31.12.1937 oder in Danzig hatte, erhaelt eine 

Berufsschadensrente im Falle des Vorliegens deren Voraus­

setzungen auch dann, wenn der Verfolgte vor dem 1.10,1953 

verstorben ist; Rentenbeginn 1,1.1960.

Rassisch Verfolgte in Bulgarien, Rumaenien und Ungarn erhalten 

im Falle einer Inhaftierung Entschaedigung ab 6.4.1941, 

Bei Fehlen lebenslaenglicher Versorgung nach beamtenrecht­

lichen Vorschriften oder Grundsaetzen oder auf Ruhelohn sowie 

auf HinterbLiebenenversorgung ist der Kapitalentschaedigung 

im Berufsschäden ein Zuschlag von 20 % hinzuzurechnen. Im 

Falle .eines Rentenbezuges erhoeht sich mit Ausnahme der 

Mindestrente bei den in unselbstaendiger Erwerbstaetigkeit 

Geschaedigte die laufende Rente.

Renten aus der Sozialversicherung sind nicht anrechenbar, 

so dass der Zuschlag zu gewaehren ist.

AntragStellung duerfte in fast allen Faellen, in denen in 

unselbstaendiger Erwerbstaetigkeit Geschaedigte eine Rente 

beziehen■angezeigt sein.

Falls ein Verfolgter vor Ausuebung des Rentenwahlrechts 

verstorben ist, kann die 'Witwe bei Vorliegen der Renten­

wahlvoraussetzungen das Wahlrecht ausueben.

Die Entschaedigung fuer Ausbildungsschaden wird grunds^etz- 

lich von DM 5000,- auf DM 10.000,- erhoeht.
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Bei Rentenansprvechen wegen Schedens an Koerper oder Gesund­

heit, die ausschliesslich wegen negativer aerztlicher Gut­

achten abgelehnt worden sind, kann ein Antrag auf erneute 

En-tsc.heid.ung ueber den Anspruch gestellt werden.

Ein Anspruch auf Soforthilfe in Hoehe von DM 3000,- besteht, 

wenn einem Verfolgten .die Freiheit mindestens fuer 3 Jahre 

entzogen worden ist, 

Anspruch auf Soforthilfe hat der Verfolgte deutscher Volks- 

zugehoerigkeit, der in der Zeit vom 30.9.1938 bis 8.5.1945 

aus den Gruenden des # 1 BEG ausgewandert oder ausgewiesen 

worden ist und seinen letzten Wohnsitz in einem dem Deutschen 

Reich nach dem 30.9,1938 angegliederten Gebiet, einschliess­

lich des ehemaligen Protektorats Boehmen und Maehren, gehabt 

hat, wenn er nach dem 8.5.1945 seinen Wohnsitz im Geltungs­

bereich des BEG genommen hat. Im Zeitpunkt der Entscheidung 

muss der Verfolgte die deutsche Staatsangehoerigkeit besitzen. — 

Es wird dringend empfohlen, den Gesetztext eingehend zu 

studieren und auch in Zweifelstaellen vorsorglich einen

Anspruch bei der zustaendigen Entschaedigungsbehoerde geltend _ 

zu machen. Die Antraege muessen bis spaetestens 30.9.1966 

unter Angaben zur Person (Name, Anschrift, Geburtsdatum) 

und den wirtschaftlichen Verhaeltnissen (bei Erbanspruechen 

die des Verfolgten), von Beweismitteln ueber Art und Umfang 

des Anspruchs begruendeten Sachverhalts in den Einlauf der 

Entschaedigungsbdhoerde gebracht werden. Die Angaben muessen 

so vollstaendig als möglich sein, da sonst die Gefahr des 
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d-es Ausschlusses von der Entschaedigungsleistung besteht. 

Sofern schon eine formelle Anmeldung von Anspruechen vor­

liegt, muessen diese ebenfalls bis spaetestens 30.9.1966 

-nach Massgabe der vorerwaehnten Aufschluesselung begruendet 

'werder. Wurde ueber die bisher geltend gemachten Ansprueche 

durch unanfechtbaren Bescheid oder rechtskraeftiges Urteil 

entschieden, so kann bis 30.9.1966 erneut, angemeldet werden, 

wenn auf Grund des BEG-Schlussgesetzes erstmalig ein weit­

gehender Anspruch gegeben ist. Wurde der bisherige Anspruch 

durch Vergleich, Verzicht oder Abfindung geregelt, so kann 

bei Vorliegen eines weitergehenden Anspruchs nach dem 

BEG-Schlussgesetz die Regelung durch Erklaerung gegenueber 

der Entschaedigungsbehoerde angefochten werden, wobei aller­

dings zu beruecksichtigen ist, dass mit der Anfechtung der 

Vergleich rueckwirkend unwirksam wird. Es besteht in diesem 

Falle, kein Rechtsanspruch, dass mindestens an der bisherigen 

Regelung festgehalten wird. Es muss voellig neu ueber den 

Anspruch entschieden werden. Es wird nochmals ausdruecklich 

darauf hingewiesen, dass nicht damit gerechnet werden kann, 

dass neue Antragsfristen eroeffnet werden. Selbst wenn die 

Begruendungsfrist verlaengert wird, ist es trotzdem er­

forderlich, dass der Antrag als solcher bis spaetestens 

30.9.1966 bei der Entschaedigungsbehoerde vorliegt.“
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Hiermit melde ich ausdruecklich alle meine Ansprueche 

nach dem Schlussgesetz vom 14. September 1965 frist- 

gemaess an, soweit sie mir zustehen. Ferner wiederhole 

ich meine frueheren Anmeldungen, und ich bitte die 

noch-ausstehenden Ansprueche zur Entscheidung zu bringen. 

Eliten Sie noch irgendwelche zusaetzlichen Informationen 

beno^tigen, so bitte ich mir dies mitzuteilen, damit 

ich Ihnen diese sofort andienen kann. 

Sollten noch besondere Formulare auszufuellen sein, 

so bitte ich mir diese gleichfalls sofort zukommen zu 

laesen, damit in der Durchfuehrung cfer Angelegenheit 

keine wie nur immer geartete Verzoegerung eintritt. 

Jedenfalls danke ich Ihnen fuer Ihre Bemuehungen und 

verbleibe

' 'V 

' X

mit vorzueglicher Hochachtung



Dr. Karl Rau
7200 Hollywood Blvd.# 110
Hollywood, Calif. 90046
USA

Amt,fuer Wiedergutmachung 
Freie und Hansestadt Hamburg 
Arbeite- und Sozia Ibehoerde

2Hamburg 36
Drehbahn 54
Germany

Betr.: Entschaedigungssache Dr. Karl Rau nach Annie Rau nach Dr. Hans 
Buxbaum

Az.: WG 4 - 1012 94 -4-

Sehr geehrte Herren:

ich muss ihnen leider mitteilen, dass meine Frau am 22. April 1967 
7 Ra oh r

in Los Angeles (Burbank) verstorben ist.

ich bin kraft des Testamentes der alleinige und ausschliessliche

Erbe nach meiner Frau, ich bin jedoch noch nicht in der Lage 

innerhalb der kurzen Frist mich mit der Materie zu befassen und

Ihnen einen eindeutigen Bescheid zukommen zu lassen.

Demzufolge stelle ich die Bitte, mir die Frist bis 1. Jan. 1968 

zu verlaengern, innerhalb deren ich ihnen dann meinen Bescheid 

zukommen lasse.

Jedenfalls danke ich ihnen fuer ihr Entgegenkommen und ich bitte

um eine kurze Bestaetigung meines Gesuchs.

Ich danke ihnen fuer ihre Bemuehungen und zeichne mit

2. l l sj // // /
, - /> p ' mit ^^rz^egläuche^t/Hafchachtung
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